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tive Zusammenwirken der verschiedenen Rechtszweige bei 
der Gestaltung der Wohnbeziehungen.

Die Aussprache über den Beitrag des Zivilrechts zur 
Sicherung der Versorgung der Bürger mit Konsumgütern 
erstreckte sich им. auf die Qualität und den Durchsetzungs­
mechanismus der allgemeinen Versorgungspflichten der 
Handelseinrichtungen, auf die verschiedensten Aspekte und 
Formen der Sicherung einer qualitätsgerechten Versorgung 
sowie auf die Voraussetzungen der vertraglichen Verant­
wortlichkeit, insbesondere mit Blick auf die technische Ent­
wicklung.

Auch hier zeigte sich eine große Vielfalt der rechtlichen 
Formen, *B. bei der Qualitätssicherung durch Garantie-, 
Gewährleistungs- und Schadenersatzregelungen, die durch­
aus nicht auch konzeptionell andere rechtspolitische Ziel­
stellungen zum Inhalt haben. Ganz besonders deutlich 
wurde die wechselseitige Determiniertheit der Rechts­
regeln, die die Beziehungen betreffen, an denen Bürger 
beteiligt sind, und der Regelungen, die den Bereich der 
Wirtschaft gestalten. Weiter zu durchdenken sind z. B. die- 
von Prof. Dr. Harmathy vorgetragenen Überlegungen in 
bezug auf einen besonderen gerichtlichen Verbraucher­
schutz — Fragen, die vor dem Hintergrund der in imperia­
listischen Staaten formal unter gleichem Namen laufenden 
Diskussion einer differenziertefi Behandlung bedürfen.

Für die rechtliche Gestaltung der Versorgung der Bür­
ger mit Dienstleistungen stehen in den sozialistischen Län­
dern unterschiedliche Regelungssysteme zur Verfügung, 
und es gibt auch deutliche Unterschiede in den Auffassun­
gen über den Begriff der Dienstleistungen und ihre Typi­
sierung. Übereinstimmende Ansichten zeigen sich jedoch 
zu den hierbei vom Zivilrecht zu lösenden Aufgaben. 
Hierzu gehören die Festlegung differenzierter Rechte und 
Pflichten bei den verschiedenen Vertragstypen sowie das 
Verhältnis zwischen rechtlicher Verantwortlichkeit für 
Mängel und Verantwortlichkeit für durch die mangelhafte 
Dienstleistung entstandene Schäden. Untersucht werden 
müssen die außerordentlich häufigen Sachverhalte, bei de­
nen teilweise verwaltungsrechtliche oder gar keine Rege­
lungen für Dienstleistungen bestehen (z. B. im Bereich Bil­
dung und Kultur, Post, Energie). Neue Probleme entstehen 
auch im Zusammenhang mit dem wissenschaftlich-techni- __ 
sehen Fortschritt, z. B. bei der Erbringung von Dienstlei­
stungen durch Automaten oder bei der Inanspruchnahme 
der elektronischen Datenverarbeitung. Gefordert wurde 
u. a., den Grundsatz der realen Vertragserfüllung bei Ob­
hutspflichtverletzungen der Dienstleistungsbetriebe durch­
zusetzen und den Besonderheiten der verschiedenen 
Dienstleistungsbeziehungen durch entsprechende Allge­
meine Leistungsbedihgungen Rechnung zu tragen.

Im Arbeitskreis II der Konferenz berieten Urheber­
rechtswissenschaftler und -praktiker über das Thema „Die 
freie Werknutzung als eine Form der Konkretisierung des 
Grundrechts der Bürger auf Teilnahme am kulturellen Le­
ben“. Auf der Grundlage eines von Prof. Dr. H. P ü s c h e l  
(Sektion Rechtswissenschaft der Humboldt-Universität 
Berlin) gehaltenen Referats wurden vor allem folgende 
Komplexe diskutiert:

1. Konzeptionelle Probleme der Ausgestaltung des 
Rechtsinstituts der freien Werknutzung im Urheberrecht 
der sozialistischen Staaten;

2. Fragen, die sich aus dem Einsatz moderner Infor­
mations- und Kommunikationstechnik (z. B. Videokasset­
ten, Kabelfernsehen, Übertragung von Fernsehsendungen 
mittels Satellit u. a.) im Bereich der freien Werknützung 
ergeben;

3. kulturell-künstlerische Grenzfragen der freieri Werk­
nutzung (z. B. die freie Werknutzung des Sujets eines 
Kunstwerks, der Zusammenhang zwischen Urheberrecht 
und Warenkennzeichnungsrecht u. a.);

4. Erfahrungen aus der Rechtsprechung im urheber­
rechtlichen Bereich (z. B. Fragen des Rechtsschutzes bei 
Urheberrechtsverletzungen).

Die von der I. Internationalen Zivilrechtskonferenz auf­

geworfenen Fragen müssen und werden theoretisch weiter 
bearbeitet werden. Dabei sind sowohl die verschiedenen 
Aspekte sozialistischer Lebensweise, die unmittelbar oder 
mittelbar vom Zivilrecht beeinflußt werden, als auch die 
differenzierten Einflußmechanismen und ihre rechtspoliti­
schen Zielstellungen gründlich zu analysieren. Ebenso sind 
der Einfluß der qualitativen und quantitativen Verände­
rungen in den vom Zivilrecht geregelten gesellschaftlichen 
Verhältnissen auf die Leitungsaufgaben .des Zivilrechts zu 
untersuchen und auch Konsequenzen für die Bestimmung 
der rechtspolitischen Zielstellungen und die Zuständigkei­
ten für deren Realisierung zu ermitteln. Deutlich wurde 
z. B. in der Diskussion zu Fragen der Wohnbeziehungen, 
daß die eigentumsrechtlichen Aspekte des zivilrechtlichen 
Beitrags zur Lösung der Versorgungsaufgaben nicht außer 
acht gelassen werden können. Bei der Lösung dieser Auf­
gaben gilt es auch, noch tiefer in vertragstheoretische und 
gesetzgebungstheoretische Fragestellungen einzudringen, 
die sich insbesondere im Zusammenhang mit der Folge­
gesetzgebung zeigen. Zahlreich sind auch die Fragen der 
Rechts Verwirklichung und der Wirksamkeit des Zivilrechts, 
die vor allem auch unter dem Aspekt des integrativen Zu­
sammenwirkens der verschiedenen rechtlichen und nicht­
rechtlichen Leitungsmittel in der sozialistischen Gesell­
schaft untersucht werden müssen.

Insgesamt haben die Diskussionsbeiträge der in- und 
ausländischen Konferenzteilnehmer wichtige Impulse für 
die weitere rechtswissenschaftliche Forschung, vor allem 
mit dem Ziel der Verstärkung der internationalen Zusam­
menarbeit der Zivilrechtswissenschaftler sozialistischer 
Staaten auf der Grundlage abgestimmter Forschungsvor­
haben, gegeben. Daß dabei nicht nur inhaltliche, sondern 
zunehmend auch methodische Fragen, z. B. nach den Mög­
lichkeiten und Grenzen soziologischer Methoden bei der 
Analyse der Wirksamkeit des Zivilrechts, geklärt werden 
müssen und daß die rechtsvergleichende Arbeit wesentlich 
zu intensivieren ist, wurde auf der Konferenz mehrfach 
betont.

Die I. Internationale Zivilrechtskonferenz war ein ver­
heißungsvoller Beginn wissenschaftlicher Forschungskoope- 
ratioH. Sie bestätigte die Erkenntnis, daß das Zivilrecht eng 
mit dem Alltagsleben der Bürger verbunden ist und daß 
es zur Lösung wichtiger politisch-gesellschaftlicher Fragen 
beitragen kann.

1 Vgl. M. Posch, „Internationale wissenschaftliche Konferenz zu 
Grundproblemen des Zivilrechts in Szeged“, Staat und Recht 
1966, Heft 3, S. 456 ff.

2 Vgl. hierzu J. Göhring, „Das Wirken des sozialistischen Zivil­
rechts in den Versorgungsbeziehungen“, NJ 1982, Heft 11, 
S. 483 ff.

Im Staatsverlag der DDR ist erschienen:
Dr. Jürgen Woltz:
Namen der Wirtschaftseinheiten
95 Seiten; EVP (DDR): 7 M
Das Rechtsinstitut des Namens ist bisher in der Literatur der 
DDR kaum behandelt worden. Deshalb verfolgt diese Bro­
schüre das Anliegen, Leitern, Justitiaren und Schutzrechtsbe­
arbeitern die volkswirtschaftliche Bedeutung der Namen ihrer 
Wirtschaftseinheiten nahezubringen und ihnen eine praxis­
orientierte Unterstützung bei der Gestaltung der Organisation 
des Rechtsschutzes der Namen zu geben. Es soll ihnen gehol­
fen werden, Angriffen auf die Namen ihrer Wirtschaftseinhei­
ten — auch auf den Außenmärkten — wirksam zu begegnen.

Gegenstand der Arbeit sind die Namen und die Namen­
schlagworte der Kombinate, Betriebe,. Genossenschaften und 
anderer Einrichtungen in der Industrie, in der Land-, Forst- und 
Nahrungsgüterwirtschaft, im Binnen- und Außenhandel, im 
Bau- und Verkehrswesen sowie in anderen volkswirtschaftlichen 
Bereichen; eingeschlossen sind auch die Namen der Hand­
werks- und Gewerbebetriebe sowie die Bezeichnungen der 
nicht rechtsfähigen Betriebsteile.

Da die Industrie den wichtigsten Bereich der Volkswirtschaft 
darstellt und die Rechtsverhältnisse an d£n Namen der Indu­
striekombinate und -betriebe durch deren zunehmende Akti­
vitäten auf den Außenmärkten ständig an Bedeutung gewin­
nen, stehen diese im Mittelpunkt der Betrachtungen.


